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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Der Tessiner «Kruzifix-Streit», bei dem es letztlich um das Verhältnis zwischen Kirche
und Staat geht, beschäftigte nun auch die eidgenössischen Räte. Der «Fall», der in der
Zwischenzeit deutlich Kulturkampf-Charakter angenommen hat, begann 1984, als im
Neubau der Schule von Cadro TI – einer Gemeinde im Hinterland von Lugano – in allen
Klassenzimmern Kruzifixe aufgehängt wurden. Dagegen protestierte ein Lehrer bei der
Gemeinde, die sich jedoch hinter die Schulleitung stellte. Unterstützt von der
Vereinigung der Freidenker legte der Lehrer beim Staatsrat Rekurs ein, wurde jedoch
erneut abgewiesen. Anderer Ansicht war das Tessiner Verwaltungsgericht, das die
Beschwerde mit dem Hinweis auf die konfessionelle Neutralität der Schulen (Art. 27
Abs. 3 BV) schützte. Diesen Bescheid mochte die abgewiesene Gemeinde nicht gelten
lassen, und sie zog den Fall ans Bundesgericht. Nach längerem Hin und Her gaben die
Lausanner Richter die Angelegenheit an den Bundesrat weiter, der 1988 unter Berufung
auf die Präambel der Bundesverfassung zugunsten der Gemeinde entschied. Dies
wiederum wollten Lehrer und Freidenker nicht hinnehmen und gelangten mit einer
Beschwerde an die Bundesversammlung. Am 4. Oktober beschloss die Vereinigte
Bundesversammlung auf Vorschlag der Begnadigungskommission, den Entscheid des
Bundesrates wegen mangelnder Zuständigkeit aufzuheben und den Fall dem
Bundesgericht zur Beurteilung zu überweisen. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.10.1989
MARIANNE BENTELI

Im Tessiner 'Kruzifix-Streit' fällte das Bundesgericht sein Urteil. Es befand, derart
symbolträchtiger Wandschmuck verstosse gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen
konfessionell neutralen Unterricht in den öffentlichen Schulen garantiert, weshalb die
Kruzifixe in den Klassenzimmern zu entfernen seien. Das Urteil löste in katholischen
Kreisen und insbesondere im Tessin Bestürzung aus und führte zu drei Interpellationen
an den Bundesrat, welche bis zu Ende des Berichtsjahres im Parlament nicht behandelt
wurden. Der Bundesrat liess aber im Dezember seine Stellungnahme dazu
veröffentlichen. Er verwies darauf, dass er ursprünglich anders entschieden habe als
das Bundesgericht. Aus Rücksicht auf den Grundsatz der Gewaltenteilung stehe es ihm
jedoch nicht zu, das Urteil des Bundesgerichts zu kritisieren. Nach seiner Ansicht
beschränke sich das Urteil jedoch auf öffentliche Schulen und dürfe ausserhalb
derselben keinen Präzedenzcharakter haben. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.03.1991
MARIANNE BENTELI

Die verschiedenen zum Tessiner Kruzifixstreit hängigen Interpellationen wurden von
den eidgenössischen Räten behandelt. Dass sich zumindest der Nationalrat nicht in
diese heikle rechtliche Frage einmischen will, wurde klar, als er den Antrag des
Interpellanten Ruckstuhl (cvp, SG) auf Diskussion der bundesrätlichen Antwort
ablehnte. Etwas länger wurde die Angelegenheit im Ständerat aufgrund einer
Interpellation Danioth (cvp, UR) debattiert. Insbesondere wurde die Frage aufgeworfen,
wie weit Bundesrat und Parlament bei der Beurteilung ähnlicher Fälle an das Urteil aus
Lausanne gebunden wären, und ob es sich beim Kruzifix um ein allgemein christliches
oder ein spezifisch katholisches Symbol handle. Bundesrat Koller bekräftigte noch
einmal die Auffassung der Regierung, wonach es ihr nicht zustehe, Entscheide des
Bundesgerichts zu kritisieren, vertrat aber dennoch die Meinung, das Urteil müsse sich
auf Klassenzimmer öffentlicher Schulen beschränken und dürfe keinesfalls eine
Verbannung der christlichen Symbole aus dem öffentlichen Leben bedeuten. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Im Tessin wurde eine neue Runde im Kruzifix-Streit eingeläutet. Nachdem das
Bundesgericht 1990 entschieden hatte, ein derart symbolträchtiger Wandschmuck
verstosse in Schulstuben gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen konfessionell neutralen
Unterricht in den öffentlichen Schulen garantiert, geriet nun der kantonale
Parlamentssaal in Bellinzona ins Visier der Freidenker. In einer 1989 eingereichten
Petition kritisierten sie, es sei unziemlich, dass das Parlament seine Funktion im
Zeichen religiöser Symbole wahrnehme. Das Tessiner Kantonsparlament lehnte die
Petition mit 51 zu 15 Stimmen bei drei Enthaltungen klar ab und sprach sich damit

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.05.1993
MARIANNE BENTELI
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deutlich für die Beibehaltung des religiösen Wandschmuckes aus. 4

Das Bundesgericht sprach sich indirekt für Toleranz gegenüber Religionen aus, die in
der Schweiz öffentlichrechtlich nicht anerkannt sind. Es stützte die Beschwerde eines
muslimischen Vaters, der gegen die Schulbehörden des Kantons Zürichs rekurrierte,
weil diese seine Tochter zwingen wollten, am (gemischtgeschlechtlichen)
obligatorischen Schwimmunterricht teilzunehmen. Das Bundesgericht befand
einstimmig, das öffentliche Interesse am Schwimmunterricht sei nicht so gewichtig,
dass deswegen auf religiöse Anschauungen einer Minderheit keine Rücksicht
genommen werden könne. Auch das Bundesamt für Ausländerfragen zeigte Verständnis
für Bräuche ausserchristlicher Religionen. Es wies die kantonalen und kommunalen
Behörden an, Personen, die aus religiösen Gründen eine Kopfbedeckung tragen, zu
gestatten, sich für Identitätsausweise so photographieren zu lassen. Mit dieser
Regelung konnte der "Schleier-Streit" beigelegt werden, den Türkinnen in Biel ausgelöst
hatten, als sie sich den Weisungen der dortigen Fremdenpolizei widersetzten, sich
ohne Kopftuch ablichten zu lassen.

Hingegen lehnte das Bundesgericht die Beschwerde eines Sikhs ab, welcher die
Helmtragpflicht als Verletzung seiner Religionsfreiheit angefochten hatte, da es beim
Wechsel vom Turban zum Helm zu einem von seiner Religion verbotenen Entblössen
des Kopfes in der Öffentlichkeit komme. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.11.1993
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Studie der Eidg. Ausländerkommission versteht sich die Mehrheit der
Muslime in der Schweiz (fast 90% stammen aus dem Balkan und der Türkei) als
Mitglieder der schweizerischen Gesellschaft. Sie teilten die westliche Sicht von Religion
als Privatsache und verhielten sich möglichst unauffällig. Unterschiede in der
Wertordnung ergäben sich am ehesten beim Verständnis der Geschlechterrollen, wobei
bei ihnen weiterhin die traditionelle Rollenteilung dominiert. Praktiken wie die
Mädchenbeschneidung, Kinderheirat und körperliche Züchtigung von Frauen lehnten
sie durchwegs ab, einzig bei der Kopftuchfrage gingen die Meinungen auseinander. In
Zürich gründeten in der Schweiz aufgewachsene Muslime das Institut für interkulturelle
Zusammenarbeit und Dialog. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Neuerdings sind den religiösen Fundamentalisten aus evangelikalen Kreisen sowie den
Rechtsaussenpolitikern der SVP der Bau von Minaretten resp. neuer Moscheen ein Dorn
im Auge. Im Gegensatz zu den Kirchtürmen der christlichen Konfessionen sehen sie
darin nicht ein rein religiöses Symbol, sondern eine Art Kriegserklärung der islamischen
Welt an die abendländische Zivilisation. Von Nationalrat Wobmann (svp, SO) in der
Sommersession auf den Bau von Minaretten angesprochen, erklärte Bundesrat
Couchepin, die Erteilung einer Baubewilligung liege im Ermessen der Gemeinden und
Kantone, wobei für eine Ablehnung lediglich raumplanerische oder baurechtliche, nicht
aber religiöse Aspekte zu berücksichtigen seien. Etwas anderes wäre mit der
verfassungsmässig garantierten Glaubensfreiheit nicht vereinbar. Bundespräsident
Leuenberger äusserte sich ebenfalls zu der Frage und bezeichnete die Minarett-
Debatte als «reine Wahlkampf-Schaumschlägerei»: Natürlich werde seit dem 11.
September 2001 über das Verhältnis zwischen Christentum und Islam und über die
Ursachen des islamistischen Terrorismus diskutiert, was auch richtig sei, aber es sei
keineswegs so, dass die Schweizer Bevölkerung sich durch den Bau von Minaretten
bedroht fühle. In der zweiten Jahreshälfte kündigten verschiedene Gruppierungen um
den rechts aussen politisierenden SVP-Nationalrat Schlüer (ZH) an, 2007 eine
Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten lancieren zu wollen. 7

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 19.06.2006
MARIANNE BENTELI

Das Kopftuchtragen einer muslimischen Frau rechtfertigt keine Verweigerung einer
Einbürgerung. Zu diesem Grundsatzurteil kam das Bundesgericht im Fall von zwei
Beschwerden. Das Tragen eines Kopftuches als religiöses Bekenntnis sei durch die
verfassungsrechtliche Verankerung der Glaubens- und Gewissensfreiheit geschützt.
Wenn keine anderen Gründe gegen eine Einbürgerung sprächen, beispielsweise eine
mangelnde Beherrschung einer Landessprache, verletze eine verweigerte Einbürgerung
das Diskriminierungsverbot der Verfassung. 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.03.2008
MARIANNE BENTELI
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Die Rolle des Islam in der Schweiz wurde auch in den Medien stark thematisiert.
Führend waren Debatten über allfällige Kopftuch- und Burkaverbote sowie über die
Zulässigkeit muslimischer Grabstätten. Insbesondere eine parlamentarische Debatte im
Kanton Aargau brachte im Mai gesamtschweizerisch die Gemüter in Wallung. Der Grosse
Rat sprach sich überaus deutlich für einen von den Schweizer Demokraten
eingebrachten Vorschlag aus, eine Standesinitiative für ein schweizweites Burkaverbot
zu lancieren. Diverse Stimmen verurteilten diese Diskussion daraufhin als
Scheindebatte; sie thematisiere an der Lebenswirklichkeit der in der Schweiz lebenden
Mehrheit der Muslime vorbei und sei deshalb kontraproduktiv für deren Integration.
Gegen ein Burkaverbot vereinten sich Frauen der SP, CSP, FDP und der Grünen. Ulrich
Schlüer (svp, ZH), einer der Haupt-Initianten der Minarett-Initiative, äusserte zum
allgemeinen Erstaunen Bedenken gegenüber dem Anliegen. Die zuständige kantonale
Kommission folgerte auf diese und andere Reaktionen, dass das Verbot eines
bestimmten Kleidungsstückes „ausserordentlich willkürlich“ sei und beschloss eine
erweiterte Fassung der Initiative. Mitte September reichte der Kanton Aargau
schliesslich eine Standesinitiative für ein generelles nationales Verhüllungsverbot im
öffentlichen Raum ein. Im Kanton sprachen sich die Fraktionen der SVP, CVP, FDP und
EVP für, und die SP und die Grünen gegen den Vorstoss aus. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.05.2010
MARLÈNE GERBER

Im Herbst wurde aufgrund zweier durch Freidenker provozierten Vorfällen eine
nationale Debatte über die Präsenz von Kruzifixen und Kreuzen im öffentlichen Raum
lanciert. Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) reichte daraufhin eine parlamentarische
Initiative ein, mit welcher  sie Klarheit über solche Fragen schaffen will. Das Geschäft
will in der Bundesverfassung verankern, dass christlich-abendländische Symbole in der
Öffentlichkeit generell zulässig sein sollen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
MARLÈNE GERBER

Die Frage, inwiefern dem Islam über seine religiösen und gesellschaftlich-kulturellen
Symbole wie dem Kopftuch oder der Burka in einer säkularen, aber in christlicher
Tradition stehenden Gesellschaft Sichtbarkeit zugestanden wird, beschäftigte nicht nur
die Legislativen. So fanden sich etwa die öffentlich-rechtlichen Medien unverhofft im
Spannungsfeld zwischen den von der Gesellschaftsmehrheit vertretenen Werte und der
durch eine Minorität gleichermassen beanspruchten Glaubens- und Religionsfreiheit
wieder. Der Fall einer Westschweizer Journalistin und kopftuchtragender Muslima, die
sich um eine Stelle beim öffentlichen Westschweizer Radio bewarb, drängte die
Journalistenzunft zur Auseinandersetzung mit ihrem gesellschafts- und
verfassungspolitischen Selbstverständnis. Dabei gingen die Meinungen über die
Gewichtung der Glaubens- und Religionsfreiheit im grundsätzlich religionsneutralen
Angebot des öffentlich-rechtlichen Senders auch SRG-intern weit auseinander. Mit
Hinweis auf die Singularität des Falls sah die SRG von einer schweizweiten Regelung der
Kopftuchfrage ab und überliess den Entscheid der Westschweizer RTS, die ihren
Mitarbeitenden das sichtbare Tragen religiöser, aber auch politischer Symbole im
Rahmen ihrer Berufsausübung in der Öffentlichkeit verbot. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Der Ständerat beschäftigte sich im März als Erstrat mit der im Vorjahr vom Kanton
Aargau eingereichten Standesinitiative für ein nationales Verhüllungsverbot im
öffentlichen Raum. Dieses fusst auf einem durch die zuständige Aargauer
Parlamentskommission für Sicherheit abgeänderten Vorstoss der Schweizer
Demokraten für ein schweizweites Burkaverbot, der vom aargauischen Grossen Rat
deutlich angenommen worden war. Während die Mehrheit der SPK-SR die Initiative zur
Ablehnung empfahl, hoffte eine rechtsbürgerliche Kommissionsminderheit vergeblich
auf deren Annahme: Mit 24 zu vier Stimmen gab die Kleine Kammer der Initiative keine
Folge. Die Befürworter der Vorlage bemühten sich hervorzuheben, dass die öffentliche
Sicherheit (auch und gerade vor vermummten Randalierern) im Zentrum ihres Anliegens
stünde. Auf eine Darlegung der primär religions- und gesellschaftspolitisch
begründeten Motivation des Anliegens (Burka-/Niqab- bzw. Verschleierungsverbot im
öffentlichen Raum), wie sie noch auf kantonaler Ebene diskutiert worden war, wurde
verzichtet. Auch die Initiativgegner rangen um eine politisch korrekte Begründung ihres
Standpunkts. Staatspolitisch argumentierend, identifizierten sie die Kantone als
Garanten der öffentlichen Sicherheit und sprachen dem Bund die entsprechende
Kompetenz ab. Der Nationalrat hat das Geschäft noch nicht behandelt. Zum
Verschleierungsverbot aus Sicht der geltenden Rechtsordnung siehe hier. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
SUZANNE SCHÄR
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Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur Migrationspolitik im September
beschäftigte sich nach der Kleinen auch die Grosse Kammer mit einem Vorstoss für ein
generelles Vermummungsverbot im öffentlichen Raum. Eine Motion Freysinger (svp,
VS) „Runter mit den Masken“ suchte den Weg über das Bundesgesetz über Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit. Der Bundesrat erkannte keine Bundeskompetenz
und verwies auf die beiden unteren Staatsebenen. Der Nationalrat nahm die Motion
aber mit 101 zu 77 Stimmen bei neun Enthaltungen und zwölf unbegründeten Absenzen
an. Die BDP und die SVP-Fraktion stimmten einstimmig, die CVP-Fraktion mit
überwiegender Mehrheit, die FDP-Fraktion (acht der neun Enthaltungen stammten von
den Freisinnigen) zur Hälfte dafür. Grüne und Sozialdemokraten stellten sich
geschlossen dagegen. Der Ständerat lehnte die Motion im Folgejahr hingegen ab. 13

MOTION
DATUM: 28.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Die staatpolitische Kommission des Nationalrats (SPK) empfahl mit präsidialem
Stichentscheid (bei 12 zu 12 Stimmen) Folgegeben für eine parlamentarische Initiative
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die christlichen Symbolen im öffentlichen Raum ein
verfassungsrechtliches Vorrecht vor anderen religiösen Zeichen einräumen möchte.
Damit soll verhindert werden, dass mit Berufung auf die Glaubens- und
Gewissensfreiheit eine Entfernung der im gesellschaftlichen Alltag verankerten
Insignien christlicher Kultur und Tradition erwirkt werden könnte. Da die ständerätliche
SPK im Herbst des Berichtsjahrs mit Verweis auf die geforderte religiöse Neutralität des
Staats gegenteiliger Meinung war, gelangt das Geschäft zum Entscheid an die Räte.
Dieser ist für 2012 vorgesehen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Bereits im Jahr 2011 berieten die beiden Staatspolitischen Kommissionen über eine
parlamentarische Initiative Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), welche zum Ziel hatte,
Symbole der christlichen-abendländischen Kultur im öffentlichen Raum
verfassungsrechtlich zu schützen. Während die SPK-NR die Annahme der Initiative
empfahl, sprach sich die SPK-SR gegen die Vorlage aus, da eine Sonderstellung des
Christentums die friedliche Koexistenz der verschiedenen Religionen gefährden würde.
Somit gelangte das Geschäft während des Berichtjahrs zum Entscheid an die Räte. Der
Nationalrat gab der Initiative mit 87 zu 75 Stimmen Folge, während der Ständerat sie
knapp mit 21 zu 17 Stimmen ablehnte. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2012
MÄDER PETRA

Mit 87 zu 93 Stimmen beerdigte der Nationalrat eine aargauische Standesinitiative für
ein nationales Verhüllungsverbot im öffentlichen Raum in der Herbstsession 2012 nur
äusserst knapp. Neben den geschlossenen Fraktionen der BDP und der SVP erhielt das
Anliegen auch von einer Grossmehrheit der CVP-Fraktion sowie einem Drittel der
liberalen Fraktion Unterstützung. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.09.2012
MARLÈNE GERBER

Für Aufruhr sorgte im Sommer ein Bundesgerichtsentscheid, der zwei Schülerinnen
mazedonischer Herkunft Recht gab und damit das von der Thurgauer Sekundarschule
verhängte Kopftuchverbot im Schulunterricht im konkreten Fall als unzulässig erklärte.
Kantonale CVP- und SVP-Sektionen reagierten postwendend mit der Einreichung von
parlamentarischen Vorstössen oder erwogen gar die Lancierung von Volksbegehren für
generelle Kopftuchverbote auf kantonaler Ebene. Zur Frage, ob ein solches Verbot an
Schulen mit der Bundesverfassung vereinbar wäre, äusserte sich das Bundesgericht
nicht. 17

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 12.07.2013
MARLÈNE GERBER

Nach der knappen Ablehnung der parlamentarischen Initiative Glanzmann-Hunkeler
(cvp, LU) im Vorjahr, beschäftigte sich das Parlament im Berichtsjahr erneut mit der
Frage betreffend die Präsenz von religiösen Symbolen im öffentlichen Raum. In Form
eines Postulats forderte Thomas Aeschi (svp, ZG) vom Bundesrat, den Regelungsbedarf
in dieser Angelegenheit darzulegen. Konkret verlangte der Postulant eine Stellungnahme
zum Aufhängen von Kreuzen und anderen religiösen Symbolen sowie zum Tragen
religiöser Zeichen in öffentlichen Gebäuden. Betreffend Letzteres ist der Bundesrat
angehalten, eine differenzierte Betrachtung zwischen dem Tragen kleinerer religiöser
Zeichen wie Halsschmuck sowie grösserer religiöser Zeichen wie Kopfbedeckungen
oder Ganzkörperbekleidung wie dem Habit anzustellen. Darüber hinaus äusserte sich
der Postulant kritisch zur Erhebung der Kirchensteuer für juristische Personen und
verlangte eine Überprüfung der Vereinbarkeit kantonaler Regelungen mit dem

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
MARLÈNE GERBER
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eidgenössischen Steuerharmonisierungsgesetz. Während der Bundesrat es als
notwendig erachtete, Fragen zur Präsenz und Bedeutung von religiösen Symbolen im
öffentlichen Raum in einem Bericht zu klären, stellte er sich gegen eine Stellungnahme
zur Angemessenheit der Kirchensteuererhebung bei juristischen Personen. Das
Einziehen dieser Steuer falle in die Kompetenz der Kantone und sei demzufolge auf
dieser Entscheidungsebene zu behandeln. Das Parlament folgte der Empfehlung des
Bundesrates und lehnte dieses Anliegen ab. Die anderen beiden Punkte des Vorstosses
wurden diskussionslos angenommen und überwiesen. 18

Das sankt-gallische Au-Heerbrugg beschloss an einer Urnenabstimmung im Februar mit
einer Zweidrittelmehrheit ein Kopftuchverbot im Schulunterricht. Bei der
Abstimmungsvorlage handelte es sich um ein von der kantonalen SVP ergriffenes
Referendum, das als Reaktion auf die von der Schulbehörde beschlossene Aufhebung
eines 2010 vom St. Galler Erziehungsrat empfohlenen Kopftuchverbots zu Stande kam.
Die beiden somalischen Mädchen, deren Weigerung zur Ablegung des Kopftuchs den
Schulrat zum Umdenken bewogen hatte, gaben bekannt, den Entscheid mit ihrem
Anwalt, dem grünen Nationalrat Daniel Vischer (gp, ZH), anfechten zu wollen. Vischer
hatte im Vorjahr bereits die beiden thurgauischen Schülerinnen mazedonischer
Herkunft erfolgreich vor dem Bundesgericht vertreten.
Im November überwies der sankt-gallische Kantonsrat mit deutlicher Mehrheit eine
SVP-Motion, die den Kanton beauftragt, gesetzliche Regelungen für
Bekleidungsvorschriften in Schulen zu erlassen. Zwei Wochen zuvor stützte das
Verwaltungsgericht in St. Gallen die Beschwerde eines weiteren muslimischen
Mädchens aus Sankt Margrethen. Ein Kopftuchverbot wäre zum jetzigen Zeitpunkt
unverhältnismässig. Die kopftuchtragende Schülerin sei weder ein Störfaktor in der
Schule noch verhindere die Kopfbedeckung die Integration der 13-Jährigen. Im Kanton
Thurgau, wo das Bundesgericht im Vorjahr aufgrund fehlender rechtlicher Grundlagen
ein von einer Schulgemeinde verhängtes Kopftuchverbot als unzulässig erklärte,
scheiterten die Versuche der SVP im Grossen Rat, mittels Motion die rechtliche Basis zu
schaffen. Des Weiteren scheiterte im Kanton Aargau eine Motion der CVP-Fraktion, die
ebenfalls das Tragen des Kopftuchs im Schulunterricht verbieten wollte, aufgrund
fehlender Unterstützung ausserhalb der CVP und SVP. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.02.2014
MARLÈNE GERBER

In der Frage nach dem Kopftuchverbot im Schulunterricht für das muslimische
Mädchen aus St. Margrethen (SG) wollte die Schulgemeinde den Entscheid des
Verwaltungsgerichts aus dem Jahr 2014 nicht hinnehmen und entschied sich, vor
Bundesgericht zu rekurrieren. Die Richter der II. öffentlichen Abteilung lehnten die
Beschwerde aber mit vier zu einer Stimme ab. Die von der Schulgemeinde aufgezeigte
Argumentation sei nicht überzeugend genug gewesen; in diesem konkreten Fall könne
man weder den Religionsfrieden noch die Gleichberechtigung der Geschlechter oder
die Schuldisziplin als Grundlage für das Verbot anbringen.
Die sankt-gallische SVP zeigte sich empört über den Richterspruch und verstand das
Urteil als einen Rückschlag für die Integrationsbestrebungen in der Volksschule. Das
islamische Kopftuch sei als ein Indiz für die fundamentalistische Auslegung der Religion
zu betrachten. In diesem Sinne könnten ebendiese Kreise das vorliegende Urteil als
einen Freifahrtschein für Forderungen auslegen. Die Föderation islamischer
Dachorganisationen Schweiz (FIDS) hingegen zeigte sich äusserst erleichtert über das
Urteil und nahm den Entscheid als unterstützende Grundlage für den Dialog zwischen
den Religionsgemeinschaften an. Der Grundtenor war aber im Wesentlichen der
Gleiche: Das Bundesgerichtsurteil sei als richtungsweisend zu verstehen, denn es stelle
sich nun die Frage, wie noch offene, aber bereits vor dem Entscheid eingereichte
Vorstösse – wie beispielsweise in der Nachbargemeinde Au-Heerbrugg – umgesetzt
werden sollten.
In der Zwischenzeit hatte sich auch die Walliser SVP des Themas angenommen. Anfangs
des Jahres lancierte sie eine Initiative, welche ein Verbot von jeglicher Kopfbedeckung
im Schulzimmer forderte, wobei sie aber keinen Hehl daraus machte, dass das Verbot
primär auf das Kopftuch ausgerichtet sei. Jean-Luc Addor (VS, svp), Co-Präsident des
Initiativkomitees, wies zwar darauf hin, dass das Kopftuch im Wallis noch keine
weiträumige Verbreitung gefunden habe, das Credo in dieser Angelegenheit aber laute:
Lieber vorbeugen als bekämpfen! Im März 2015 reichte zudem die Walliser CVP beim
kantonalen Parlament eine Motion ein mit dem Titel "Kopfbedeckungsverbot an der
Schule: für eine pragmatische Lösung". Diese solle insbesondere für die jeweiligen
Schulleitungen eine Rechtsgrundlage für das Ergreifen entsprechender Massnahmen –
bis hin zum Verbot – schaffen. Die Motion wurde mit 90 zu 18 Stimmen bei 4
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Enthaltungen angenommen und zur Stellungnahme dem Regierungsrat überwiesen.
Um ein Gegengewicht zur SVP-Initiative zu bilden, formierten sich im April einige
muslimische Bürgerinnen und Bürger zur Gruppierung V.I.V.E (pour Valaisan-ne-s
contre l'Interdiction du Voile à l'Ecole). Während mehrerer Monate bereitete die
Gruppe ein Manifest vor, welches schliesslich am 20. November (Tag der Kinderrechte)
im Internet freigeschaltet und all jenen zur Unterschrift freigestellt wurde, welche sich
für den Zugang zur Bildung für alle und gegen eine weitläufige Verbreitung der
Islamophobie einsetzen wollten. 20

In Erfüllung des Postulats Aeschi (svp, ZG) legte der Bundesrat im Sommer 2017 seinen
Bericht zur Präsenz religiöser Symbole im öffentlichen Raum vor. Der Postulant hatte
den Bundesrat ersucht, der Frage nach einem allfälligen gesetzgeberischen
Handlungsbedarf bezüglich des Aufhängens und Tragens religiöser Zeichen in
öffentlichen Gebäuden nachzugehen. Der Bundesrat sieht indes keine Notwendigkeit
darin, entsprechende Rechtsvorschriften auf Bundesebene aufzugreifen.
Erfahrungsgemäss werde ein Grossteil der Konflikte um besagte Thematik
ausserrechtlich gelöst. Zudem sei der föderalistische Ansatz des Religionsrechts in der
Schweiz stark verankert und habe sich grundsätzlich gut bewährt. Kommunale und
kantonale Behörden seien in der Regel mit den jeweiligen lokalen Umständen gut
vertraut und durchaus im Stande, situationsgerechte und zweckmässige Lösungen im
direkten Kontakt mit den Betroffenen zu finden. In den seltenen Fällen der
Rechtsweginanspruchnahme gelinge es den Gerichten gut, die individuellen
Grundrechtsansprüche mit den gesellschaftlichen Interessen in Einklang zu bringen. 21

BERICHT
DATUM: 09.06.2017
MELIKE GÖKCE

Der Bundesrat erachtete das Anliegen des Postulats Aeschi (svp, ZG) mit dem im
Sommer 2017 verabschiedeten Bericht zur Präsenz religiöser Symbole im öffentlichen
Raum als erfüllt und beantragte dem Nationalrat im Rahmen seines Berichtes zu
Motionen und Postulaten (BRG 18.006) die Abschreibung des Vorstosses. Dieser kam
dem Antrag in der Sommersession 2018 nach. 22

BERICHT
DATUM: 05.06.2018
MELIKE GÖKCE

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut für Religionsrecht der Universität Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten für den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstösse zu religionspolitischen Themen in 15
repräsentativ ausgewählten Kantonen. 
Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstösse ausfindig machen
(Höchstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: 0 im Kt. Graubünden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Über zwei Drittel der
eingereichten Vorstösse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstössen – also rund einem Drittel aller Vorstösse – mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstösse) zusammengenommen noch übertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstösse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), während das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstössen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grössen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemäss den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.
Innerhalb der Vorstösse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiöse Neutralität, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des öffentlich-rechtlichen Status der römisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemäss den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «säkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstössen meistens unter Druck gesetzt werde.
Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich fünf Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
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Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknüpften Schlüsselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die öffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte – insbesondere hinsichtlich
der Scharia – sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstösse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenüber der – in der Schweiz – vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhängerschaft hätten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.
Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstösse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemäss der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen übe ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich früher oder später auf ihren rechtlichen Status auswirken könne. Zum anderen
bestehe gerade gegenüber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben möglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wäre. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einräumung ähnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwärtig nur
wenig ersichtlich. 23

Mit Verweis auf die christlich-abendländische Tradition der Schweiz und einer
Reminiszenz auf die drei Eidgenossen – Arnold von Melchtal, Walter Fürst und Werner
Stauffacher – beantragte Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) mittels einer
parlamentarischen Initiative eine dahingehende Änderung des Parlamentsrechts, dass
zur Weihnachtszeit in der Kuppelhalle des Parlamentsgebäudes nebst dem traditionell
zur Wintersession aufgestellten Weihnachtsbaum auch eine Weihnachtskrippe
vorgesehen wird. Es sei denkbar, dass die Krippe im Turnus jeweils von einem Kanton
gestaltet werde und auch dass sich Institutionen aus dem Bereich der Behinderten-
sowie Kinder- und Jugendbetreuung einbringen könnten. 
Das Büro-NR beantragte in der Vorprüfung mit 5 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
kein Folgegeben. Die Mehrheit argumentierte, dass dem Grundsatz der konfessionellen
Neutralität gerade auch an einem solch symbolträchtigen Ort wie dem
Parlamentsgebäude nachzukommen sei. Daher erachte man die bisherige Tradition des
Weihnachtsbaumes als einen guten Mittelweg, ohne auf religiöse Darstellungen
zurückgreifen zu müssen. Die Minderheit Estermann (svp, LU) verwies hingegen auf die
lange Tradition der Weihnachtskrippen in der Schweiz, die zugleich ein wichtiges
Symbol der christlichen Landeswurzeln darstellten und auch an die Geschichte der
Eidgenossenschaft anknüpften. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2020
MELIKE GÖKCE

In der Frühjahrssession 2020 kam der Nationalrat dem Mehrheitsantrag des Büro-NR
nach und entschied in der Vorprüfung der parlamentarischen Initiative Addor (svp, VS)
mit 107 zu 70 Stimmen bei 4 Enthaltungen gegen Folgegeben. Das auffälligste Votum in
der Diskussion um das dargelegte Anliegen, zur Weihnachtszeit in der Kuppelhalle des
Parlamentsgebäudes nebst des obligaten Weihnachtsbaums auch eine
Weihnachtskrippe aufzustellen, kam von Nationalrat Paganini (cvp, SG): Dieser wollte
vom Initianten wissen, wie er denn gedenke, die «Absurdität», wenige Tage vor Ostern
eine Diskussion um Weihnachtskrippen anzustossen, anstatt sich «wirklichen»
Problemen zuzuwenden, gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern des Landes zu
erklären.
Jean-Luc Addor sah die Problemrelation zwar ein, ermahnte aber dennoch, dass man
dieser Thematik keine geringe Relevanz zuschreiben dürfe, da sie eine gewisse
symbolische Bedeutung in sich trage. Gerade an die Ratskolleginnen und -kollegen mit
dem «C» im Parteinamen appellierte er, sich der Bedeutung von Symbolen neuerlich
bewusst zu werden, da die Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht nur von praktischen
Dingen lebten, sondern auch von Symbolen, an die sie glaubten.
Auch wenn er auf den Ausgang der Abstimmung keinen grossen Einfluss genommen
hatte, so schien Addors Appell bei der Christpartei dennoch Gehör gefunden zu haben.
Während sämtliche andere Fraktionen entweder geschlossen gegen (SP, GLP, GP; FDP:
21 dagegen, 2 dafür, 3 Enthaltungen) oder geschlossen für (SVP) Folgegeben waren,
zeigte sich bei der Mitte-Fraktion ein offensichtlicher Wertegraben: Bei einem
Stimmenverhältnis von 19 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung für Folgegeben entfielen 17
der 19 Stimmen auf CVP-Mitglieder, die anderen beiden Stimmen waren EVP-
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Mitgliedern zuzuschreiben. 25
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